
Mit Recht erschwert diese Bestimmung die Bestel­
lung von Auf sich tsratsmitgliedem zu Stellvertretern 
behinderter Vorstandsmitglieder, da die Entlastung 
des Vertreters nur durch die Generalversammlung er­
folgen kann. Endet also die Stellvertretung für den 
„im voraus begrenzten Zeitraum“ noch vor dem 
Schluß der Geschäftsperiode, so kann das Aufsichts­
ratsmitglied doch nicht eher wieder in den Aufsichtsrat 
eintreten oder in denselben neu gewählt werden, be­
vor die Entlastung durch eine Generalversammlung er­
folgt ist. Die Einberufung einer außerordentlichen Ge­
neralversammlung eigens zu diesem Zweck ist in­
dessen zulässig (vgl. Parisius-Crüger, 12. Aufl. 1932, 
Anm. 8 zu § 37, sowie Citron, Blätter für Genossen­
schaftswesen 1931, S. 821).

Da die Beschwerdeführer infolge ihrer Tätigkeit im 
Vorstand vorübergehend bis zu ihrer Entlastung an 
der Ausübung ihrer Funktion als Aufsichtsratsmitglied 
verhindert waren, ist der Aufsichtsrat beschlußunfähig 
geworden. Die übrigen Mitglieder des Aufsichtsrats 
und des Vorstandes waren demzufolge gemäß § 148 
GenG strafrechtlich dafür verantwortlich, daß dieser 
Zustand nicht länger als drei Monate anhielt. Es war 
daher für die Dauer des Ausfalls der Beschwerdeführer 
eine Nachwahl von zwei neuen Aufsiehtsratsmitglie- 
dem erforderlich.

Ob die Bestellung dieser neuen Aufsichtsratsmitglie­
der durch die Generalversammlung rechtmäßig erfolgt 
ist oder nicht, ist der Nachprüfung durch das Be­
schwerdegericht entzogen. Nach § 51 GenG kann ein 
Beschluß der Generalversammlung wegen Verletzung 
des Gesetzes oder des Statuts nur im Wege der Anfech­
tungsklage erfolgen. Hierauf sind die Beschwerde­
führer zu verweisen. Die Beschwerde war daher, wie 
geschehen, als unbegründet zurückzuweisen.

§§ 704, 794 ZPO; 244 BGB.
Aus einem Schuldtitel, der eine auf DM-West lautende 

Kostenschuld zum Gegenstand hat und zu dem von den 
Wechselstuben der Westsektoren Berlins gehandhabten 
Kurs in Deutsche Mark der Deutschen Notenbank um­
gerechnet ist, ist eine Zwangsvollstreckung unzulässig.

LG Berlin, Beschl. vom 12. Oktober 1950 — 1 a T 
594/50.

Aus den G r ü n d e n :
Die Gläubigerin hat eine auf DM-West lautende 

Kostenschuld der Schuldner zu dem damals in den 
Wechselstuben der Berliner Westsektoren gehandhabten 
Kurs 1 : 6,4 in Deutsche Mark der Deutschen Notenbank 
umgerechnet. In dieser umgerechneten Höhe ist ein 
Kostenfestsetzungsbeschluß des Amtsgerichts Berlin- 
Charlottenburg ergangen und auf Grund dessen ein 
Pfändungs- und Überweisungsbeschluß bei dem Amts­
gericht Berlin-Pankow beantragt worden. Das Amts­
gericht hat zunächst den Pfändungs- und Überweisungs­
beschluß erlassen, auf Erinnerung der Schuldner aber 
die Zwangsvollstreckung zu dem umgerechneten Be­
trag für unzulässig erklärt.

Hiergegen richtet sich die sofortige Beschwerde der 
Gläubigerin. Sie ist der Ansicht, die Schuldner könnten, 
nachdem ein Kostenfestsetzungsbeschluß des Amts­
gerichts Berlin-Charlottenburg vorliege, ihre Einwen­
dungen nicht mehr gemäß § 766 ZPO, sondern nur noch 
im Wege der Zwangsvollstreckungsgegenklage gemäß 
§ 767 ZPO geltend machen. Diese Auffassung ist un­
zutreffend.

Eine gesetzliche Grundlage für eine derartige Um­
rechnung besteht nicht. Der von den Wechselstuben in 
den Berliner Westsektoren genannte Kurs ist nach all­
gemeiner Ansicht (vgl. auch LG Dortmund in MDR 
50/553) kein amtlicher Kurs und für den im Bereich 
des demokratischen Sektors von Groß-Berlin gelegenen 
Zahlungsort nicht maßgebend (§ 244 Abs. 2 BGB). Hier 
ist nach Ziff. 3 des Befehls Nr. 124 des Obersten Chefs 
der Sowjetischen Militärverwaltung in Deutschland 
vom 24. Juli 1948 (VOB1. für Groß-Berlin, Teil I S. 388) 
das einzige gesetzliche Zahlungsmittel die Deutsche 
Mark der Deutschen Notenbank. Ein Titel, der auf einer 
ungesetzlichen Umrechnung beruht, spricht danach eine 
Rechtsfolge aus, die gesetzlich nicht zulässig ist. Der 
Staat kann keinen Titel anerkennen, der gegen seine 
Ordnung, wozu auch die Währungsordnung gehört, ver­

stößt (vgl. Baumbach Vorbem. 3 D vor § 300 ZPO). Der 
Kostenfestsetzungsbeschluß, den die Gläubigerin beim 
Amtsgericht Berlin-Charlottenburg erwirkt hat, ist ein 
solcher wirkungsloser Titel, der auf einer ungesetz­
lichen Umrechnung beruht. Der Staat darf nicht im Wege 
der Zwangsvollstreckung das erzwingen, was er ver­
boten hat (vgl. Baumbach Vorbem. 3 C vor § 704 ZPO). 
Ob der dem Titel zugrunde liegende Anspruch existiert, 
eventuell in vermindertem Umfange als in dem wir­
kungslosen Titel ausgedrückt, ist rechtlich unbeachtlich. 
Aus einem wirkungslosen Titel ist überhaupt keine 
Zwangsvollstreckung möglich. Der Kostenfestsetzungs­
beschluß leidet sönach an einem Mangel, der von Amts 
wegen zu berücksichtigen war, da es sich bei der Wirk­
samkeit des Titels um eine prozessuale Voraussetzung 
der Zwangsvollstreckung handelt. Eine solche ist danach 
im vorliegenden Falle unzulässig.

§ 7 der 2. KrMaßnVO.
Ist die Beschwerde gegen die Versagung der Befreiung 

vom Anwaltszwang durch Beschluß des Berufungs­
gerichts zulässig?

OLG Halle, Beschl. vom 26. Juni 1950 — 1 W 48/50.

G r ü n d e :
Durch den angefochtenen Beschluß hat das Be­

rufungsgericht den Antrag der Klägerin und Be­
rufungsbeklagten, sie gemäß § 7 der 2. KrMaßnVO von 
den Vorschriften über den Anwaltszwang zu be­
freien, als sachlich unbegründet abgelehnt. Die hier­
gegen von der Klägerin eingelegte Beschwerde ist 
unzulässig. Zwar folgt die Unzulässigkeit der Be­
schwerde nicht schon aus § 1 der genannten Verord­
nung, da diese kriegsbedingte allgemeine Beschrän­
kung der Rechtsmittel nicht mehr gültig ist, wohl 
aber aus einer sinngemäßen Anwendung des § 127 
S. 2, 2. Halbseite ZPO. Die Erwägungen, die zum 
Ausschluß der Beschwerde gegen die Versagung des 
Armenrechts durch das Berufungsgericht geführt 
haben, gelten in erhöhtem Maße für die Ablehnung 
der in der ZPO noch nicht geregelten Befreiung von 
Anwaltszwang. Denn diese Entscheidung ist für die 
betroffene Partei weniger einschneidend, weil sie ja, 
wenn sie die Kosten eines Anwalts nicht aufzubringen 
vermag, das Armenrecht nachsuchen kann. Im vor­
liegenden Fall wird z. B. der Berufungsbeklagten, die 
ihre Armut nachgewiesen hat, das Armenrecht gemäß 
§ 119 Abs. 2 Satz 2 ZPO ohne weiteres zu gewähren sein.

A n m e r k u n g :
Die Auffassung des Senats in der Frage der Zuläs­

sigkeit der Beschwerde gegen den einen Antrag aus 
§ 7 der 2. KrMaßnVO ablehnenden Beschluß des Be­
rufungsgerichts mag im vorliegenden Falle zu einem 
annehmbaren Ergebnis führen; sie ist jedoch grund­
sätzlich unzutreffend. Es handelt sich um eine Ent­
scheidung. die eine vorgänqioe mündliche Verhandlung 
nicht erfordert und durch die ein das Verfahren be­
treffendes Gesuch zurückgewiesen worden ist, also um 
eine Entscheidung, gegen welche d'e Beschwerde gemäß 
§ 567 Abs. 1 ZPO prinzipiell zulässig ist. Der Senat 
glaubt, statt dieses Grundsatzes die Ausnahmebe­
stimmung des § 127 Satz 2, 2. Halbs. ZPO entspre­
chend anwenden zu können (wobei er von seinem 
Standpunkt aus noch besser den noch anwendbaren 
§ 3 Z i f f .  1 der 3. VereinfVO zitiert hätte, durch wel­
chen die Unzulässigkeit der Armenrechtsbeschwerde 
gegen Beschlüsse des Berufungsgerichts noch unter­
strichen wird). Die entsprechende Anwendung dieser 
Vorschriften auf den vorliegenden Fall ist jedoch gänz­
lich ungerechtfertigt, und es ist auch nicht ersichtlich, 
welche Erwägungen den Senat eigentlich dazu ge­
führt haben, die Verweigerung des Armenrechts und 
die Verweigerung der Befreiung vom Anwaltszwang 
auf eine Stufe zu stellen. In Wirklichkeit handelt es 
sich hier nicht nur nicht um einen entsprechenden 
Fall, sondern um zwei durchaus verschiedene, ja sogar 
g e g e n s ä t  z l i c h e  Tatbestände: im ersten Fall geht 
es für die Partei darum, daß sie einen Anwalt haben 
möchte, dessen Kosten sie nicht zu bezahlen braucht, 
im zweiten Fall darum, daß sie gerade keinen Anwalt 
haben, sondern selbst auf treten will. Möglicherweise 
ist das Gericht zu der unzulässigen Gleichsetzung die­
ser beiden Fälle dadurch veranlaßt worden, daß der
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